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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Politik der Bundesregierung gegenüber den ausländischen Arbeit- 
nehmern in der Bundesrepublik Deutschland 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hussing, Frau Griesinger, Ruf, 
Frau Dr. Wolf, Dr. Rinsche, Dr, Böhme, Krampe, Müller (Berlin), 
Pfeifer, Zink und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/2897 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einverneh- 
men mit den Bundesministern des Auswärtigen, für 
Bildung und Wissenschaft, des Innern, der Justiz, 
für Städtebau und Wohnungswesen sowie für Wirt- 
schaft und Finanzen wie folgt: 

Seit der Mitte der fünfziger Jahre hat die Bedeutung 
der Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer in 
der Bundesrepublik Deutschland in wachsendem 
Maße zugenommen. Die Zahl der ausländischen 
Arbeitnehmer hat im Jahre 1965 die Millionen- 
grenze überschritten und ist seitdem - mit kurzer 
Unterbrechung durch die Rezession 1966/67 - ständig | 
gestiegen. Sie betrug am 30. September 1971 ! 
2,2 Millionen. Davon stammen etwa 25 Prozent aus | 
Mitgliedstaaten der EWG, deren Staatsangehörige 
nach der EWG-VO 1612/68 die volle Freizügigkeit ; 
in der Bundesrepublik genießen. 

Die Bundesregierung hat sich von Anbeginn bemüht, i 
die sachlich und organisatorisch notwendigen Vor- 
aussetzungen für eine wirksame Behandlung der mit 
der Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer zu- 
sammenhängenden Probleme zu schaffen. Bereits im 
Februar 1970 sind auf ihre Initiative von den be- 
teiligten Körperschaften und Verbänden Grundsätze 
für die Eingliederung der ausländischen Arbeit- 
nehmer beschlossen worden. Im Interesse einer um- 
fassenden und wirkungsvollen Eingliederungsarbeit 
wurden im Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung neben der Koordinierungsfunktion auch 
alle mit der Betreuung zusammenhängenden Fragen 
sowie die Öffentlichkeitsarbeit für ausländische 
Arbeitnehmer zusammengefaßt. 

Um die Mitarbeit möglichst aller verantwortlichen 
Stellen zu erreichen, hat die Bundesregierung in 


ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU- 
i Fraktion zum Koordinierungskreis „Ausländische 
I Arbeitnehmer" vom 14. April 1971 (Drucksache 
; VI/2083) Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
I eine Mitarbeit im Koordinierungskreis angeboten. 

' Sie begrüßt es, daß nunmehr auch die CDU/CSU- 
Fraktion mit Schreiben vom 2. Dezember 1971 mit- 
geteilt hat, von diesem Angebot Gebrauch machen 
zu wollen. 


1. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
sie durch die nützliche Aufstellung von 
„Grundsätzen zur Eingliederung" im Koordi- 
nierungskreis beim Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung der eigenen Formulierung 
eines geschlossenen, über Fragen der Einglie- 
derung und des Arbeitsmarktes hinausgehen- 
den Konzepts der Ausländerpolitik für Arbeit- 
nehmer und sonstige Ausländer enthoben ist? 

Die Beschäftigung von über 2 Millionen ausländi- 
schen Arbeitnehmern, die zu einem erheblichen Teil 
mit ihrer Familie in der Bundesrepublik Deutsch- 
land leben, wirft zahlreiche Fragen und Probleme 
auf, die nicht vom Staat allein gelöst werden kön- 
nen, sondern deren sich die gesamte Gesellschaft 
annehmen muß. Die Bundesregierung ist deshalb 
seit Jahren bemüht, die aktiven Kräfte aller ange- 
sprochenen Kreise zu mobilisieren. 

Durch die Arbeit des beim Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung bestehenden Länderausschusses 
und des Koordinierungskreises „Ausländische 
Arbeitnehmer" gelang es inzwischen, die Eingliede- 
rungs- und Betreuungsmaßnahmen der verschiede- 
nen Stellen aufeinander abzustimmen und mit den 
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Grundsätzen zur Eingliederung ausländischer 
Arbeitnehmer eine einheitliche Konzeption aller Be- 
teiligten für die Beschäftigung von Ausländern und 
ihre Eingliederung in Arbeit und Gesellschaft zu 
erreichen. Die Arbeitsminister und Senatoren für 
Arbeit der Länder haben sich Ende September 1971 
in einer Sonderkonferenz gemeinsam mit dem Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung erstmals 
ausschließlich mit den Fragen der Beschäftigung aus- 
ländischer Arbeitnehmer befaßt und damit eine enge 
Zusammenarbeit und Abstimmung mit dem Bund bei 
allen Förderungsmaßnahmen eingeleitet. Die Stän- 
dige Konferenz der Kultusminister der Länder hat 
kürzlich neue Empfehlungen beschlossen, die zu der 
erforderlichen Verbesserung der schulischen Be- 
treuung der Kinder ausländischer Arbeitnehmer 
führen können. Im Rahmen des Abkommens zwi- 
schen Bund und Ländern zur Förderung von Modell- 
versuchen im Bildungswesen werden auch Bundes- 
mittel zur besseren Förderung von Kindern aus- 
ländischer Arbeitnehmer zur Verfügung gestellt. Die 
im deutschen Schulsystem liegenden Bildungs- 
chancen sollen von diesen Kindern künftig in ver- 
stärktem Maße wahrgenommen werden können. 

Auf Ortsebene sind durch Initiative der Bundes- 
regierung die Bemühungen um eine Verbesserung 
der Lage der ausländischen Arbeitnehmer verstärkt 
worden. In weit über 100 Städten und Gemeinden 
wurden inzwischen Arbeitskreise gebildet, die mit 
den bestehenden Schwierigkeiten unmittelbar kon- 
frontiert sind und durch Gespräche mit den zum 
Handeln aufgerufenen Verantwortlichen die ört- 
lichen Probleme lösen helfen. 

Die vielschichtigen und ständig wechselnden Pro- 
bleme der Ausländerbeschäftigung lassen sich nicht 
im Rahmen eines starren Konzepts lösen. Die 
Grundsätze zur Eingliederung ausländischer Arbeit- 
nehmer, in die maßgeblich die Vorstellungen der 
Bundesregierung eingeflossen sind, können eben- 
falls nur für einen begrenzten Zeitraum Arbeits- 
grundlage sein. Eine Arbeitsgruppe unter Leitung 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
hat deshalb Anfang Dezember 1971 neue Vorschläge 
erarbeitet, die die veränderten Verhältnisse berück- 
sichtigen. 

Die Regelung und laufende Anpassung einer geord- 
neten Anwerbung ausländischer Arbeitnehmer, die 
Bemühungen um eine angemessene wirtschaftliche 
Eingliederung nach der Rückkehr in die Heimat, die 
Einführung eines wirkungsvollen Finanzierungs- 
modells für den Bau von Familienwohnungen für 
Ausländer, der Erlaß neuer Richtlinien zu den Min- 
destanforderungen an Ausländerunterkünfte, die 
Einführung von beruflicher Vorausbildung im Hei- 
matland, die mit einer Verbesserung des audio- 
visuellen Verfahrens verbundene Intensivierung 
der Sprachausbildung in der Heimat und in der 
Bundesrepublik Deutschland sind sichtbare Zeichen 
der Verwirklichung - und nicht nur der Proklamie- 
rung - eines die Fragen der ausländischen Arbeit- 
nehmer behandelnden Konzepts. In diesem Zusam- 
menhang ist noch zu erv/ähnen, daß der Bundes- 


minister für Arbeit und Sozialordnung als zusätz- 
liches Instrument zur Eingliederung der ausländi- 
schen Arbeitnehmer ab Frühjahr 1972 mehrmals 
jährlich eine illustrierte Zeitung in fünf oder sechs 
Fremdsprachen herausgeben wird. Die Zeitung soll 
den ausländischen Arbeitnehmern eine Orientie- 
rungshilfe für das Leben in der Bundesrepublik 
Deutschland geben. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die Mög- 
lichkeiten für eine bessere Eingliederung im Zu- 
sammenhang mit der Zahl der ausländischen Arbeit- 
nehmer und ihrer Zuwachsrate stehen. Sie ist des- 
halb bemüht, alle auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
noch vorhandenen Reserven zu mobilisieren. Diesem 
Zweck dienen auch die strukturpolitischen Bemühun- 
gen, so z. B. zugunsten der ländlichen Räume oder 
des Zonenrandgebietes, und die arbeitsmarktpoli- 
tischen Maßnahmen zugunsten der Frauen, der 
älteren Arbeitnehmer und der Leistungsgeminderten 
ebenso wie die Bestrebungen um eine entsprechende 
Personalplanung und -politik in den Unternehmen. 
Die Sozialpolitische Gesprächsrunde beim Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung hat sich die- 
ses gesamten Problemkreises ebenfalls angenommen. 


2. Welche mittel- und langfristige Vorausschau 
und Planung hat die Bundesregierung über den 
Trend der Ausländerbeschäftigung in der Bun- 
desrepublik Deutschland, und haben hierbei 
bevölkerungspolitische Gesichtspunkte eine 
Bedeutung? 

Die Bundesregierung richtet ihre Überlegungen zur 
künftigen Ausländerbeschäftigung vor allem nach 
wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Er- 
fordernissen. Die demographische Entwicklung der 
nächsten Jahre läßt einen Rückgang der Zahl der 
einheimischen Erwerbspersonen erwarten. Erst im 
letzten Viertel dieses Jahrzehnts ist wieder mit 
einem Anstieg der Zahl der einheimischen Erwerbs- 
personen zu rechnen. Im Interesse eines angemesse- 
nen Wirtschaftswachstums wird daher die Aus- 
länderbeschäftigung wahrscheinlich zunehmen. Mit- 
telfristig könnte mit einem Anstieg der Zahl der 
ausländischen Arbeitnehmer auf etwa 2,5 Mio ge- 
rechnet werden. Künftig wird jedoch der Bedarf an 
ungelernten Kräften, der heute noch in starkem 
; Maße durch Ausländer gedeckt wird, abnehmen. Da 
das in den Anwerbeländern verfügbare Reservoir 
an qualifizierten Arbeitskräften aber weitgehend 
erschöpft ist, könnte sich längerfristig hieraus eine 
Begrenzung des Anstiegs ergeben. 

; Insgesamt freilich sind die Probleme der Beschäfti- 
gung von ausländischen Arbeitnehmern in der Bun- 
desrepublik nicht allein aus wirtschaftlichen und 
arbeitsmarktpolitischen Aspekten zu beurteilen. Sie 
sind darüber hinaus im Hinblick auf gesamtgesell- 
I schaftliche Auswirkungen, insbesondere im Hinblick 
' auf die Bevölkerungsentwicklung, die Infrastruktur 
und die marktwirtschaftlichen Mechanismen zu be- 
urteilen. 
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3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, durch bilaterale, multilaterale oder Maß- 
nahmen auf EWG-Ebene an der Industrialisie- 
rung der Herkunftsgebiete der Entsendeländer 
so mitzuwirken, daß durch eine weitere Ver- 
flechtung der Wirtschaften die Notwendigkeit 
der Ausländerbeschäftigung in unserer Wirt- 
schaft zurückgeht? 

Soweit es sich um ausländische Arbeitskräfte aus 
Entwicklungsländern handelt, sind die Möglich- 
keiten der Bundesregierung, an der Industrialisie- 
rung der Entsendeländer mitzuwirken, im Zusam- 
menhang mit ihrer am 11. Februar 1971 beschlosse- 
nen entwicklungspolitischen Konzeption für die 
zweite Entwicklungsdekade zu beurteilen. Diese 
Konzeption umfaßt sowohl Maßnahmen der bilate- 
ralen Entwicklungshilfe als auch deren enge Ko- 
ordinierung mit Hilfsmaßnahmen multilateraler 
Organisationen. 

Die Bundesregierung strebt danach die Förderung 
des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts der 
Entwicklungsländer in einem System weltweiter 
Partnerschaft an. Im Rahmen dieses umfassenden 
Ziels ist die verstärkte Unterstützung der Entwick- 
lungsländer beim Ausbau ihrer Industrien ein wich- 
tiger Aspekt. Dabei legt die Bundesregierung großen 
Wert auf die Beschäftigungswirkung ihrer Förde- 
rungsmaßnahmen, um durch die Schaffung möglichst 
vieler neuer Arbeitsplätze dem Überangebot an 
Arbeitskräften entgegenzuwirken. Hand in Hand mit 
der Industrialisierung der Entwicklungsländer muß 
nach Ansicht der Bundesregierung auch die stärkere 
Eingliederung dieser Länder in die internationale 
Arbeitsteilung verfolgt werden. Es ist zu erwarten, 
daß mit fortschreitender Verwirklichung dieser Ziele 
die Zahl beschäftigungsloser oder unterbeschäftigter 
Arbeitskräfte in den hier in Betracht kommenden 
Entwicklungsländern abnimmt. Dadurch könnte sich 
im Laufe der Zeit das Interesse an einer Arbeit in 
ausländischen Industrieländern verringern. 

Soweit GS sich um ausländische Arbeitskräfte aus 
dem EWG-Raum, insbesondere aus Italien handelt, 
hat bereits bisher eine günstige wirtschaftliche Ent- 
wicklung in den Entsendegebieten erheblich zur 
Verminderung der Arbeitslosigkeit und zur Er- 
höhung des dortigen Lohnniveaus beigetragen; der 
relative Anteil der Italiener an der Gesamtzahl der 
ausländischen Arbeitnehmer ist daher zurückge- 
gangen. Eine Verminderung der bestehenden regio- 
nalen Ungleichgewichte in der Gemeinschaft wird 
diese Tendenz noch verstärken. Die Bundesregie- 
rung steht einer Unterstützung der nationalen Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Regionalstruktur in 
der Gemeinschaft positiv gegenüber. So unterstützt 
sie den Vorschlag der Kommission, Mittel des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft für regionalpolitische Zwecke in 
strukturschwachen Agrargebieten zu verwenden. 


4. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um dem Trend zur unver- 
hältnismäßigen Zunahme weniger Nationali- 


täten in der Ausländerbeschäftigung entgegen- 
zuwirken? 

Seit dem Aufschwung der Ausländerbeschäftigung 
herrscht das Bestreben vor, die ausländischen 
Arbeitnehmer nach einem geregelten Verfahren an- 
zuwerben. Deshalb hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land mit einzelnen Ländern Anwerbevereinbarun- 
gen abgeschlossen; es sind dies Griechenland, 
Italien, Jugoslawien, Marokko, Portugal, Spanien, 
Türkei und Tunesien. Zusammen mit dem Bereich 
der Europäischen Gemeinschaften stammen aus die- 
sen Ländern fast 90 Prozent der ausländischen 
Arbeitnehmer. Die Praxis hat gezeigt, daß die be- 
triebliche und gesellschaftliche Eingliederung durch 
eine Konzentration der Zusammenarbeit mit be- 
stimmten Herkunftsländern erleichtert wird. Das 
wird auch von den Betrieben immer wieder geltend 
gemacht. Neu einreisende ausländische Arbeitneh- 
mer lassen sich besser betreuen und finden sich in 
der ihnen fremden Umwelt besser zurecht, wenn sie 
auf Rat und Hilfe einer großen Zahl von Lands- 
leuten zurückgreifen können, die sich schon längere 
Zeit im Bundesgebiet aufhalten. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung - auch für 
Zeiten der Rezession - die Lage der deutschen, 
vor allem älteren Hilfsarbeiter, die sich einer 
Konkurrenz von jüngeren, mobileren und 
durchschnittlich gesünderen Ausländern in pro- 
zentual beachtlichem Umfang gegenübersehen? 

Altere deutsche Arbeitnehmer befinden sich nur 
begrenzt in einem unmittelbaren Wettbewerb mit 
ausländischen Arbeitnehmern. Jüngere ausländische 
i A^rbeitnehmer führen in der Regel Tätigkeiten mit 
I hohen Anforderungen an die körperliche Leistungs- 
fähigkeit aus. Sie werden auf Arbeitsplätzen be- 
schäftigt, für die ältere deutsche Arbeitnehmer im 
allgemeinen nicht zur Verfügung stehen. Außerdem 
, ersetzen die ausländischen Arbeitnehmer vorwie- 
I gend die fehlende regionale Mobilität deutscher 
! - insbesondere älterer - Arbeitnehmer. 

Im übrigen liegen die Beschäftigungsschwierigkeiten 
der älteren Arbeitnehmer weniger in einem erhöh- 
ten Freisetzungsrisiko, wie die Erfahrungen der 
I Rezession 1966/1967 gezeigt haben. Die Schwierig- 
. keit liegt vielmehr darin, daß arbeitslos gewordene 
ältere Arbeitnehmer es erheblich schwerer als 
jüngere Arbeitslose haben, eine neue Beschäftigung 
zu finden. Hiergegen setzt die Bundesregierung alle 
Maßnahmen ein, die sie auch sonst ganz allgemein 
zur Behebung der Beschäftigungsschwierigkeiten er- 
greift. Durch geeignete berufliche Bildungsmaßnah- 
, men wie Anlernen und Umschulen, durch Ein- 
, arbeitungs- und Eingliederungshilfen sowie durch 
i Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, wie sie die Bundes- 
anstalt für Arbeit auf Grund des Arbeitsförderungs- 
gesetzes in vielfältiger Weise bietet, sollen die Be- 
schäftigungsmöglichkeiten älterer Arbeitnehmer er- 
heblich verbessert werden. Günstige Auswirkungen 
sind nicht zuletzt von einer Intensivierung der be- 
trieblichen Personalplanung für die älteren Arbeit- 
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nehmer zu erwarten. Das neue Betriebsverfassungs- 
gesetz bietet hierzu erfolgversprechende Hilfen. Die 
Sozialpolitische Gesprächsrunde beim Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung hat inzwischen 
zur Personalplanung nähere Empfehlungen er- 
arbeitet. 


6. Mit welchen Prozentsätzen voraussichtlich end- 
gültiger Niederlassung der Ausländer bei den 
verschiedenen Nationalitäten, gemessen an der 
Zahl der jährlich neu Zuwandernden, rechnet 
die Bundesregierung? 

7. Welche objektiven Kriterien legt die Bundes- 
regierung bei ausländischen Arbeitnehmern an, 
um sie als wahrscheinlich endgültig zugewan- 
dert zu qualifizieren, z. B. Heirat mit einem 
deutschen Partner, Aufenthalt von sieben bis 
zehn Jahren mit Familie, Integration der Kin- 
der unter weitgehendem Verlust an Kennt- 
nissen der Elternsprache? 

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen geht die Bun- 
desregierung auch weiter davon aus, daß die über- 
wiegende Zahl der ausländischen Arbeitnehmer 
nicht auf Dauer in der Bundesrepublik bleibt. Dies 
entspricht auch der Auffassung der Entsende- 
staaten. 

Objektive Kriterien, welche die Annahme einer 
endgültigen Zuwanderung rechtfertigen, sind kaum 
festzulegen. Selbst bei ausländischen Arbeitneh- 
mern, die bereits viele Jahre mit ihrer Familie in 
der Bundesrepublik leben, ist der Wunsch nach 
Rückkehr in die Heimat noch ausgeprägt. Hier wird 
die tatsächliche Rückkehr nicht zuletzt von der wirt- 
schaftlichen Entwicklung im Heimatland abhängen. 

Aus diesen Gründen liegen keine verläßlichen Zah- 
len zur Frage der endgültigen Niederlassung aus- 
ländischer Arbeitnehmer vor. Sie sind auch nicht auf 
wirtschaftlich vertretbare Weise zu gewinnen. Aus- 
sagen bestehen lediglich über die Zahl der Arbeit- 
nehmer, die bereits seit vielen Jahren in der Bun- 
desrepublik leben. So hielten sich nach dem Ergeb- 
nis einer bundesweiten Repräsentativuntersuchung 
der Bundesanstalt für Arbeit vom Herbst 1968 über 
25 Prozent der ausländischen Arbeitnehmer sieben 
Jahre und länger im Bundesgebiet auf. Die absolute 
Zahl dieser Gruppe ausländischer Arbeitnehmer 
wird sich seitdem erhöht haben. Neues Zahlenmate- 
rial ist erst im Herbst 1972 zu erwarten. 


8. In welcher Form kann der deutschen Gesell- 
schaft und insbesondere der Wirtschaft das 
ausländische Kulturgut, besonders die Sprach- 
kenntnisse, der ausländischen Arbeitnehmer 
und ihrer Familien bei langjähriger Ansässig- 
keit erhalten und nutzbar gemacht werden? 

Das Zusammenleben zahlreicher Nationalitäten mit 
unterschiedlichen Kulturen kann gegenseitig be- 
fruchten, die Verständigung unter den Völkern er- 
leichtern und einen wichtigen Beitrag für die euro- 
päische Einigung leisten. Diesen Prozeß zu fördern. 


sind alle gesellschaftlichen Gruppen, einschließlich 
der Kirchen, gleichermaßen aufgerufen. Dabei gilt es 
insbesondere, die Möglichkeiten zu persönlichen 
Kontakten auch außerhalb der Arbeitszeit erweitern 
zu helfen, z. B. durch Errichten von Freizeitzentren 
und Kulturstätten für internationale Begegnungen 
und durch das öffnen deutscher Vereine und Klubs 
für ausländische Arbeitnehmer. Wichtigste Voraus- 
setzung ist jedoch die Kenntnis der deutschen 
Sprache. Sie zu vermitteln sollten alle gesellschaft- 
lichen Gruppen - einschließlich der Betriebe - sich 
zur Aufgabe machen. 

Die Bundesregierung unterstützt alle diese Be- 
mühungen nachdrücklich. Sie fördert Sprachkurse in 
der Bundesrepublik Deutschland und im Heimat- 
land und läßt neue Lehrmethoden entwickeln sowie 
wirkungsvolle Sprachlehrfilme herstellen. Bisher 
wurden hierfür 1,7 Millionen DM aufgewendet; für 
1972 stehen 1 Million DM zur Verfügung. Kürzlich 
wurde mit finanzieller Hilfe der Bundesregierung 
eine internationale Begegnungsstätte in Troisdorf 
errichtet. Die Einrichtung hat bereits in den ersten 
Wochen ihres Bestehens lebhaften Zuspruch ge- 
funden. Inzwischen haben auch andere Städte ent- 
sprechende Planungen nach dem Troisdorfer Modell 
eingeleitet. 


9. Welches Integrationsmodell verbindet die Bun- 
desregierung mit dem sogenannten Rotations- 
system, insbesondere hinsichtlich der Familien- 
zusamm.enführung, Wohnweise und des Schul- 
systems, und welche Chance gibt sie der Rota- 
tion? 

Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer der ausländi- 
schen Arbeitnehmer ist zwar in den letzten Jahren 
gestiegen, läßt - bisher jedenfalls - insgesamt aber 
den bisherigen ständigen Wechsel zwischen ihnen 
unbeeinflußt. Diese „Rotation" hat wesentlichen An- 
teil an der volkswirtschaftlich erwünschten, relativ 
hohen Mobilität der ausländischen Arbeitnehmer. 
Sie folgt aus der Absicht der weitaus größten Zahl 
der ausländischen Arbeitnehmer, nur vorübergehend 
in der Bundesrepublik Deutschland zu arbeiten, und 
entspricht dem Interesse der Heimatstaaten, qualifi- 
zierte Kräfte nicht auf Dauer zu verlieren. Mit aus- 
länderrechtlichen Maßnahmen wird nicht auf eine 
zeitliche Begrenzung des Aufenthaltes ausländischer 
Arbeitnehmer hingewirkt. 

Die freiwillige Rotation steht nicht im Widerspruch 
zur Integration. Selbst bei einem verhältnismäßig 
kurzen Aufenthalt sollte eine Eingliederung der 
Ausländer in Gesellschaft und Wirtschaft unseres 
Landes für die Dauer ihres Aufenthaltes angestrebt 
werden. 


10. Welches von dem auf kürzere Zeit hierblei- 
bende ausländische Arbeitnehmer anwendbare 
Integrationskonzept verschiedene Eingliede- 
rungsmodell vertritt die Bundesregierung ge- 
genüber den 48®/o Familien, die gemäß der Er- 
hebung des Ministeriums für Arbeit, Gesund- 
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heit und Soziales des Landes Nordrhein-West- 
falen (S. 13) über sieben Jahre im Bundesgebiet 
sind? 

Wie bereits zu den Fragen 6/7 ausgeführt, bedeutet 
eine längere Aufenthaltsdauer eines Ausländers in 
der Bundesrepublik Deutschland noch nicht, daß er 
endgültig zuwandern oder eingebürgert werden will. 
Bestimmend für den Aufenthalt sind maßgeblich die 
guten Verdienstmöglichkeiten in der Bundesrepublik 
Deutschland und die Verhältnisse in seinem Heimat- 
land. Soweit im Einzelfall der Wunsch nach Ein- 
bürgerung besteht, wird dem im Rahmen der gelten- 
den Einbürgerungsbestimmungen Rechnung ge- 
tragen. 

Die Einbürgerung einer größeren Zahl von Aus- 
ländern würde jedoch weder den Vorstellungen der 
Heimatländer selbst noch der Auffassung inter- 
nationaler Gremien entsprechen. Das in den Grund- 
sätzen niedergelegte Eingliederungskonzept hat des- 
halb auch nicht eine Einbürgerung des ausländischen 
Arbeitnehmers in den deutschen Staatsverband zum 
Ziel, sondern zeigt Hilfen auf, die es ihm ermög- 
lichen, für die Dauer seines Aufenthaltes als gleich- 
berechtigtes Mitglied in der deutschen Gesellschaft 
zu leben. Allerdings verschieben sich die Akzente 
der Eingliederungsarbeit bei längerem Aufenthalt 
des Ausländers. So gewinnt insbesondere die Frage 
der beruflichen Qualifizierung mit der Dauer des 
Aufenthaltes an Bedeutung. Mit finanzieller Unter- 
stützung der Bundesregierung werden deshalb ins- 
besondere in den Ballungsgebieten der Ausländer- 
beschäftigung berufliche Fortbildungsmaßnahmen 
durch das Jugendsozialwerk durchgeführt, die den 
besonderen Belangen der ausländischen Arbeitneh- 
mer Rechnung tragen. Außerdem wird die berufliche 
Fortbildung und Umschulung der ausländischen 
Arbeitnehmer nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
gefördert. Darüber hinaus prüft die Bundesregie- 
rung im Rahmen der mittelfristigen Finanz- und 
Wirtschaftsplanung, welche Möglichkeiten bestehen, 
die Ausbildungsförderung für Ausländer nach § 8 
des Bundesausbildungsgesetzes in Kraft zu setzen. 
In diesem Zusammenhang wird erwogen, § 40 Abs. 2 
AFG so zu ergänzen, daß auch Ausländer außerhalb 
des EWG-Bereiches mit einer betrieblichen Berufs- 
ausbildung in der Bundesrepublik Deutschland ge- 
fördert werden können. 


11. Wird die Bundesregierung prüfen, ob die be- 
währten Integrationsmaßnahmen, besonders 
auf sprachlichem Gebiet, wie sie auch mit Mit- 
teln des Bundes seit Jahren bei Spätaussied- 
lern und ausländischen Flüchtlingen praktiziert 
werden, zugunsten aller Beteiligten auch bei 
den ausländischen Arbeitnehmern angewendet 
werden sollten, bei denen ein langjähriger 
Verbleib abzusehen ist? 

Es ist schwer, die Gruppe der Spätaussiedler und 
ausländischen Flüchtlinge schematisch mit der 
Gruppe der ausländischen Arbeitnehmer zu ver- 
gleichen. Die ausländischen Arbeitnehmer verlangen 
besondere Maßnahmen auch auf sprachlichem Ge- 


biet. Deshalb wird im Aufträge der Bundesregierung 
ein Sprachlehrfilm produziert, der auf die beson- 
deren Belange der ausländischen Arbeitnehmer und 
ihr Bildungsniveau ausgerichtet ist. Mit Mitteln des 
Bundes werden Lehrkräfte der Anwerbeländer aus- 
gebildet, die den Arbeitnehmern Deutschunterricht 
bereits im Heimatland erteilen. Um das Angebot an 
Sprachkursen im Bundesgebiet zu erhöhen, ist die 
Bundesregierung darüber hinaus bestrebt, neben 
den Betreuungsorganisationen verstärkt die Volks- 
hochschulen und die Betriebe für den Sprachunter- 
richt in der audio-visuellen Methode zu gewinnen. 
Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
bemüht sich schließlich, eine zentrale Stelle zu schaf- 
fen, die die Bemühungen aller Beteiligten, den aus- 
ländischen Arbeitnehmern Deutschkenntnisse zu 
vermitteln, koordiniert, die Unterrichtsmethode 
weiter entwickelt und die Träger des Deutschunter- 
richts mit geeignetem Unterrichtsmaterial versorgt. 


12. Glaubt die Bundesregierung, daß mit dem bis- 
herigen Instrumentarium und den geringen 
finanziellen Mitteln den laut Bericht der Bun- 
desanstalt für Arbeit vom 25. August 1971 
(S. 3) im Jahre 1970 neu in das Bundesgebiet 
eingereisten 714 000 ausländischen Arbeitskräf- 
ten eine für alle Beteiligten ausreichende Ein- 
führung in Sprache, Kultur, politische und ge- 
sellschaftliche Gegebenheiten des Gastlandes 
gegeben werden kann? 

Die finanziellen Aufwendungen aller verantwort- 
lichen - auch nichtstaatlichen - Stellen können 
zahlenmäßig nicht voll ausgewiesen werden. So 
dienen der Eingliederung auch Maßnahmen der In- 
frastruktur, wie der Bau von Straßen, Kindergärten, 
Schulen oder Krankenhäusern, die den ausländi- 
schen Arbeitnehmern mittelbar zugute kommen. Vor 
allem aber gehören hierzu mannigfache Leistungen 
der Betriebe, z. B. auf dem Gebiete des Unfall- 
schutzes, des Baues von Unterkünften, der betrieb- 
lichen Anlernung und der Betreuung. 

Die Mittel für unmittelbare Eingliederungsmaßnah- 
men wurden in den letzten Jahren erheblich erhöht. 
So stiegen allein die Mittel des Bundes für die Be- 
treuung ausländischer Arbeitnehmer in den Jahren 
1966 bis 1971 um fast 400 Prozent. Dennoch reichen 
diese Mittel nicht aus, um alle Wünsche erfüllen zu 
können. Deshalb hat die Bundesregierung besonders 
mit den Bundesländern intensive Gespräche geführt. 
Auch im Rahmen der Sozialpolitischen Gesprächs- 
runde wird dieses Problem weiter vertieft werden. 


13. Wird die Bundesregierung Initiativen von aus- 
ländischen Arbeitnehmern zur Selbstorgani- 
sation zwecks Erhaltung ihrer kulturellen 
Eigenart und Ausfüllung von Lücken im Be- 
treuungssystem und in der Wohnungsbeschaf- 
fung finanziell unterstützen? 

Die Bundesregierung begrüßt alle Eigeninitiativen 
ausländischer Arbeitnehmer zur Wahrung ihrer In- 
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teressen in der Bundesrepublik Deutschland und zur 
Pflege ihrer Kultur, welche die sozialen und kultu- 
rellen Bindungen der Ausländer untereinander und 
an ihre Heimat erhalten und fördern sowie eine 
Isolierung des einzelnen vermeiden helfen. Dabei 
muß jedoch darauf geachtet werden, daß diese Ini- 
tiativen nicht zu einer Absonderung der ausländi- 
schen Arbeitnehmer gegenüber der deutschen Be- 
völkerung führen und sich hinter dem Vorwand, für 
ausländische Arbeitnehmer zu wirken, nicht allein 
eigennütziges Gewinnstreben verbirgt. 

Für eine finanzielle Unterstützung von Selbsthilfe- 
organisationen stehen der Bundesregierung keine 
Haushaltsmittel zur Verfügung. Auch hier muß auf 
die Mitverantwortung anderer Gruppen hinge- 
wiesen werden. 


14. Was veranlaßte die Bundesregierung unter Be- 
rücksichtigung von 2,7 Milliarden DM Lohn- 
und Einkommensteuer der Ausländer, damit 
die Familien ausländischer Arbeitnehmer eine 
tatsächliche Chancengleichheit auf dem deut- 
schen Wohnungsmarkt erhalten, wobei bisher 
aus der Unterbringung von 85 Va der Familien 
in Altbauten und 20 Uo in Notwohnungen 
(S. 12 der Erhebung des Ministeriums für Ar- 
beit, Gesundheit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen) zu entnehmen ist, daß 
für den Ausländer kaum eine Chance besteht, 
eine Sozialwohnung zu erhalten? 

Die von den ausländischen Arbeitnehmern gezahlten 
direkten Steuern dienen ebenso wie die von ande- 
ren Steuerpflichtigen gezahlten Steuern der Deckung 
der Ausgaben für die vielfältigen staatlichen Auf- 
gaben auf dem Gebiet der Daseinsvorsorge und der 
Infrastruktur. Sie können nicht zu Einzelmaßnahmen 
zugunsten bestimmter Bevölkerungsgruppen in Be- 
ziehung gesetzt werden. Ebenso reicht die Tatsache, 
daß schätzungsweise 85 Prozent der Familien aus- 
ländischer Arbeitnehmer in Altbauten untergebracht 
sind, allein als Beurteilungskriterium nicht aus. 
Auch innerhalb der deutschen Bevölkerung gibt cs 
Gruppen, die überwiegend in Altbauten leben. Eine 
Unterbringung in Altbauten ist nur dann diskrimi- 
nierend, wenn die Wohnräume sich in einem unzu- 
mutbaren Zustand befinden oder vom Vermieter 
eine unangemessen hohe Miete verlangt wird. Das 
gilt auch für andere Wohnungen. 

Die Bundesregierung ist im Rahmen der ihr zur Ver- 
fügung stehenden Mittel bemüht, den Wohnungs- 
mangel bei den ausländischen Arbeitnehmern 
schrittweise abzubauen. Auf ihre Initiative sind erst- 
mals im Jahre 1971 in Nordrhein-Westfalen mit 
Mitteln des Bundes, des Landes NRW und der 
Bundesanstalt für Arbeit besondere Finanzierungs- 
modelle erprobt worden, mit denen insbesondere das 
bisher fehlende Interesse der Bauträger für den 
Ausländerwohnungsbau geweckt werden konnte. 
Darüber hinaus beabsichtigt der Bundesminister für 
Städtebau und Wohnungswesen, ausländischen 
Arbeitnehmern in besonderen Härtefällen Rückfluß- 


mittel in Höhe von 4000 DM je Wohnung bzw. 
6000 DM je Eigenheim zu gewähren. 

Durch die neuen Gesetze zur Verbesserung des 
Mietrechts und zur Begrenzung des Mietanstiegs so- 
wie über den Kündigungsschutz für Mietverhältnisse 
über Wohnraum werden auch die Rechte der aus- 
ländischen Arbeitnehmer auf dem Wohnungssektor 
besser geschützt. Ebenso besteht ein Rechtsanspruch 
auf Zahlung von Wohngeld, wenn die gesetzlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind. Eine Wohngeldfibel 
der Bundesregierung in den Sprachen der sechs 
Hauptanwerbeländer informiert über Einzelheiten 
dieses Anspruchs. 


15. Welchen Integrationswert mißt die Bundes- 
regierung neben der ausreichenden Beherr- 
schung der deutschen Sprache der menschen- 
würdigen Unterbringung der ausländischen Ar- 
beitnehmer mit ihren Familien in einer gewis- 
sen geschlossenen Siedlungsweise, entgegen 
dem Motto „Kein Ghetto"', zu, wenn die ohne 
Ober- und Mittelschicht zugewanderten Aus- 
länder bei zerstreuter Siedlung nur geringe 
Möglichkeiten zur Weckung von Selbsthilfe- 
initiativen haben? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß einer 
Unterbringung ausländischer Arbeitnehmer, die 
gegenüber deutschen Arbeitnehmern nicht diskrimi- 
niert, ein hoher Integrationswert beizumessen ist. 
Voraussetzung hierfür ist jedoch, daß einerseits die 
mit einer sogenannten Ghettobildung stets verbun- 
dene Absonderung und Gruppenisolierung, anderer- 
seits ein Zerreißen bestehender Bindungen persön- 
licher, sozialer, kultureller und religiöser Art durch 
eine räumlich zu weit und persönlich willkürlich 
vorgenommene Unterbringung vermieden wird. Die 
Unterbringung sollte daher so aufgelockert vorge- 
nommen werden, daß die hergebrachten Bindungen 
der verschiedenen Völkergruppen gewahrt bleiben 
können und die Zusammenfassung eine schulische, 
kulturelle und soziale Betreuung ermöglicht. Die 
Bundesregierung hat zwar keinen unmittelbaren 
Einfluß auf die Unterbringung der ausländischen 
Arbeitnehmer. Sie hat diese Auffassung jedoch 
wiederholt gegenüber den Ländern zum Ausdruck 
gebracht. 


16. Sind die Vorschriften des deutschen Fremden- 
rechts und internationalen Privatrechts für eine 
optimale Gewährung von Rechtsschutz gegen- 
über den langjährig bei uns ansässigen Aus- 
ländern nach Meinung der Bundesregierung 
angemessen, und sollte nicht ein Beratungs- 
dienst von in Fremdsprachen und im Auslands- 
recht kundigen Anwälten entsprechend der 
arbeits- und sozialrechtlichen Beratung finan- 
ziert werden? 

Durch Artikel 19 Abs. 4 GG und durch die Verwal- 
tungsgerichtsordnung ist auf dem Gebiete des ge- 
richtlichen Schutzes gegen Verwaltungsmaßnahmen 
die völlige Gleichstellung von Ausländern mit In- 
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ländern verwirklicht. Die Aufgabe des internatio- 
nalen Privatrechts beschränkt sich darauf zu be- 
stimmen, welche Rechtsordnung auf einen konkreten 
Sachverhalt anzuv/enden ist. Hierbei handelt es sich 
im wesentlichen nicht um die Frage der Gewährung 
von Rechtsschutz als solchem. Jedenfalls sind nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
auch die Vorschriften des deutschen internationalen 
Privatrechts sowie die Anwendung des durch sie 
berufenen ausländischen Rechts im Einzelfall an den 
Grundrechten zu messen. Im übrigen wird die Bun- 
desregierung sowohl im Rahmen internationaler 
Vereinbarungen als auch bei der Gestaltung des 
innerstaatlichen Rechts alle Bestrebungen unter- 
stützen, die eine Förderung der Rechtsstellung der 


im Bundesgebiet ansässigen Ausländer im privat- 
rechtlichen Bereich zum Ziele haben. 

Darüber hinaus strebt die Bundesregierung an, die 
rechtliche Betreuung der ausländischen Arbeitneh- 
mer in der Bundesrepublik Deutschland zu verbes- 
sern. In Betracht kommt hierbei auch eine verstärkte 
Beteiligung der Anwaltschaft. Mit dem Deutschen 
Anwaltverein e. V. werden gegenwärtig Verhand- 
lungen darüber geführt, wie in den einzelnen Ge- 
richtsbezirken für die rechtliche Betreuung ausländi- 
scher Arbeitnehmer besonders interessierte Rechts- 
anwälte gewonnen werden können. 

Walter Arendt 
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